
  
 

 

 

Saarbrücken, den 3. Juli 2026 

 

 
P R E S S E M I T T E I L UN G  
 
KAV Saar und Saarbahn: „Wer bereits heute mit Streiks bis 
Weihnachten droht, hat den Weg der Eskalation gewählt 
und stellt die bisherige Tarifpartnerschaft selbst in Frage.“ 
 
 
Mit deutlicher Kritik reagieren der Kommunale Arbeitgeberverband Saar (KAV Saar) 

und die Saarbahn GmbH auf die jüngsten öffentlichen Äußerungen des GDL-Bun-

desvorsitzenden Mario Reiß. Wer bereits öffentlich ankündigt, einen Tarifkonflikt not-

falls „bis Weihnachten“ führen zu wollen, dokumentiert vor allem eines: Es ging of-

fensichtlich nie um ein ernsthaftes Verhandeln, sondern um das Diktat der Forderun-

gen – auf dem Rücken der Fahrgäste, der Beschäftigten und der gesamten Region.  

 

Besonders befremdlich ist dabei der Versuch der GDL, der Arbeitgeberseite einen 

Angriff auf die Tarifautonomie der Beschäftigten zu unterstellen. Dieser Vorwurf ent-

behrt jeglicher Grundlage. 

 

Das Tarifeinheitsgesetz ist geltendes Bundesrecht. Es ist weder vom KAV Saar ge-

schaffen worden noch wird es von ihm als „Waffe“ eingesetzt. Die gesetzlichen Mög-

lichkeiten des Tarifeinheitsgesetzes aufzuzeigen und im Rahmen unternehmerischer 

Entscheidungen zu berücksichtigen, ist kein Angriff auf die Tarifautonomie, sondern 

die Anwendung geltenden Rechts. Wer bereits die bloße Erwähnung eines Bundes-

gesetzes als Angriff auf Gewerkschaftsrechte bezeichnet, stellt letztlich den gesetzli-

chen Ordnungsrahmen selbst in Frage.  

 

„Wir respektieren uneingeschränkt die Koalitionsfreiheit unserer Beschäftigten. 

Diese Unterstellungen der GDL sind unsinnig und falsch - wir weisen sie entschie-

den zurück!“, so Karsten Nagel, Geschäftsführer der Saarbahn GmbH. 

 

„Genauso selbstverständlich gilt aber auch: Grundrechte gelten nicht nur für Ge-

werkschaften. Auch die Arbeitgeber verfügen über geschützte Rechte. Dazu gehö-

ren die Organisationsfreiheit des Unternehmens sowie die Tarifvertragsfreiheit. Es 

ist Aufgabe der Unternehmensleitung, die betriebliche Organisation verantwortungs-

voll zu gestalten und dabei die gesetzlichen Rahmenbedingungen zu beachten. Wer 

diese Rechte pauschal als Angriff auf Gewerkschaften diffamiert, verkennt die 

Grundlagen unserer Rechtsordnung und spielt sich selbst als Geschäftsführer auf.“ 
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Der KAV Saar erklärt: „Jede Partnerschaft lebt vom gegenseitigen Respekt, vom Zu-

hören und vom Willen, Lösungen zu finden. Wenn stattdessen nur noch Konfronta-

tion, Drohungen und gewerkschaftspolitische Durchhalteparolen kommen, muss 

man sich ehrlich fragen, ob diese Tarifpartnerschaft überhaupt noch eine gemein-

same Zukunft hat. Vor allem, weil der bundesrechtliche Rahmen durch das Tarifein-

heitsgesetz eben auch vorsieht, dass bei der konkreten Struktur des Unternehmens 

für die Saarbahn-Fahrer eine andere Partnerschaft maßgeblich ist, nämlich die über 

den Tarifvertrag für den kommunalen Nahverkehr TV-N Saar, der die Arbeitsbedin-

gungen für die Beschäftigten der Saarbahn allgemein und konkret auch für die 

Saarbahnfahrer umfassend und attraktiv regelt.“, so Stefan Spaniol, Geschäftsführer 

des KAV Saar. 

 

„Wir bedauern, dass die GDL ihre erkennbar betonierte Position auf Kosten der 

Fahrgäste mit Streiks durchboxen will. Wir können und werden hierauf nicht entspre-

chend den Wünschen der GDL eingehen können. Vor Partikularinteressen stehen 

für uns immer die wirtschaftliche Tragfähigkeit für das Gesamtunternehmen und da-

mit für die Fahrgäste die Absicherung unseres Leistungsangebots. Für uns zählt 

eine vergleichbare Entwicklung für alle Beschäftigte zum Kern einer gedeihlichen 

Unternehmensentwicklung. Wir wollen auch weiterhin als ein Team funktionieren.“, 

ergänzt Karsten Nagel. 

 

Die Arbeitgeber werden den für den 8. Juli 2026 vorgesehenen Gesprächstermin in 

Frankfurt wahrnehmen – auch wenn ihnen völlig die Fantasie fehlt, wie man in der 

aktuellen Situation mit der GDL zu einer Einigung kommen will. Denn die GDL muss 

sich die Frage gefallen lassen, ob ihr tatsächlich an einer Einigung gelegen ist oder 

ob der Arbeitskampf inzwischen zum Selbstzweck geworden ist.  

„Da die Gewerkschaft auf Konfrontation, Maximalforderungen und öffentliche Droh-

kulissen setzt, fehlt erkennbar die Grundlage für eine vertrauensvolle Fortsetzung 

der bisherigen Tarifpartnerschaft.“ 

 

 


